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Es ist QTundsätKlicli rechtlich. auch unanf eclitbcvr , wenn• Sto 1 lim' 
nahmen oder Anliegen des Beschuldigten an Zeugen vermittelt 
werden, die diese veranlassen, von Aussage vorn eigerungsrecht e.n 
nicht Gebrauch su machen br,w. zu allen Fragen wahrhei tsgemäß 
auszusagen. In der Untersuchungspranis sind dazu Auf zoiehnurger 
aus Vernehnrongspr o tol-iollcn oder Schallaufzeichnungen von Dar­
legungen Beschuldigt er in V ern elrntingen, schriftliche an den 
Zeugen gerichtete Mitteilungen des Beschuldigten nutzbar.

ist auch zulässig, Zeugen über Teile der tatsächlichen. 
Rechtslage im Ermittlungsverfahren in Kenntnis zu setzen, ohne 
daß eine die Bevcisführung beeinträchtigende Vermittlung von 
Beschuldigten ausgo.sa.gter Informationen erfolgt. Das muß in 
der Regel mit der Aufforderung verbunden werden, daß der 
Zeuge zu den bereits vorliegenden Aussagen des Beschuldigten 
Steilung nehmen möchte. Da der Zeuge Kenntnis erhält, daß 
der Beschuldigte zu auch ihm bekanntbn Umständen bereits aus- 
gesagt hat, harn er diese Tatsache hoi seiner JT.it sch ei düng, 
ob er aussagt, mit berücksichtigest. Rechtlich anfechtbar wäre 
in diesen Falle lediglich., wenn damit Forderungen an den Zeuget 
verbunden worden, auf deine Aussageverveigoruzgsrechte zu 'ver­
zichten und die Aussage des Beschuldigten zu bestätigen.

Es ist zulässig, den Zeugen auf eine in konkreten Fall 
möglicherweise bestehende Anzeigepflicht hinzuv/eisen und 
ihm zu erklären, daß dann ein Aussagcverwcigcrungsrecht für 
ilm hinsichtlich Angehöriger nicht besteht. Es ist aller­
dings erforderlich, ihn auch in diesen Fall darauf aufmerksam 
zu machen, daß er sich gemäß § 27 (4) StPO nicht selbst su 
belasten braucht. Damit sollte jedoch die Erklärung verbunden, 
werden, daß er seiner staatsbürgerlichen Vorantwortung gerecht 
wird, wenn er tx'otzdem Wahrheitsgemäß aussagt. Br muß sich 
eigenverantwortlich zu dieser Sachlage entscheiden,
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